
Für Sozialdemokraten, die in den Ab-
grund schauen wollen, empfiehlt sich
eine Reise nach 87541 Bad Hindelang.

Der beschauliche Kurort im Oberallgäu
liegt im schönen Ostrachtal im Schatten der
Kalkalpen. 4900 Menschen leben hier, die
Wintersportmöglichkeiten sind exzellent.

Im Gemeinderat hat es die SPD
geschafft, sich stabil an siebter
Stelle zu etablieren. Erst kommt
die Freie Wählerschaft Hindelang,
dann folgen die Freie Wähler-
schaft Bad Oberdorf, der Freie
Wahlblock Vorderhindelang, 
die CSU, die Parteilose Wähler-
schaft Hinterstein/Bruck, die Bür-
gerliche Parteilose Wählerschaft
Unterjoch und dann, mit einer
Stimme Abstand, die Sozialdemo-
kraten. Oder besser: die Sozial-
demokratin. Eine einzige Abge-
ordnete stellt die SPD in Bad
 Hindelang. Immerhin. Es hätte
schlimmer kommen können.

„Wir sind echte Exoten“, sagt
Helmut Sobek, Kassierer im SPD-
Ortsverein. 1988 waren sie hier
angetreten, um „frischen Wind“
in die Politik zu bringen. Die SPD
hatte sich mehr Basisarbeit ver-
ordnet, wollte mehr Ortsvereine.
Heute gibt es einen „Betreuungs-
abgeordneten“. Der sitzt entwe-
der 26 Kilometer entfernt in Füs-
sen oder 104 Kilometer weit weg
in Augsburg. Im  gesamten Ober-
allgäu hat die SPD keinen eige-
nen Bundestags- oder Landtags-
abgeordneten mehr. „Hier ist
 alles tot“, sagt Ortsvereinschef
Jörg Hilbert. Und Schatzmeister
Sobek fragt traurig: „Wer geht
schon in die SPD?“

Ja, wer schon? Die einen haben
keine Zeit. Die anderen wollen
mehr Einfluss. Und die dritten ha-
ben keine Lust, sich parteipoli-
tisch festzulegen. In der Alters-
gruppe zwischen 35 und 50 gebe
es überhaupt keine Mitglieder,
sagt Sobek. Kürzlich haben die
Grünen im benachbarten Sont -
hofen 500 Leute gegen die Atom-
politik auf die Straße gebracht.
„Bei uns wären keine 50 gekom-
men“, glaubt der Kassierer.

Die gute Nachricht für Sozialdemokra-
ten: So trostlos wie in Bad Hindelang ist
es nicht überall. Die schlechte Nachricht:
Auch in anderen Ortsvereinen, Bezirken
und Landesverbänden der einst so stolzen
SPD wächst die Furcht vor dem Abstieg
in die zweite oder gar dritte politische Liga.

In Sachsen treten die Sozialdemokra-
ten in vielen Orten gar nicht mehr an. In
Baden-Württemberg müssen die Genos-
sen hilflos zusehen, wie Grüne und CDU
um Platz eins in den Meinungsumfragen
kämpfen. In Hessen ist die Partei nach
dem kläglichen Scheitern des rot-rot-grü-

nen Projekts von Andrea Ypsi-
lanti noch immer paralysiert.

In Berlin muss der Sozialde-
mokrat Klaus Wowereit fürchten,
bei der Landtagswahl im nächs-
ten September von seiner grünen
Herausforderin Renate Künast
aus dem Roten Rathaus vertrie-
ben zu werden. Und in Bayern
demonstrierte CSU-Chef Horst
Seehofer beim Parteitag Ende
Oktober, wie ernst er die Genos-
sen in Bayern noch nimmt. Die
Sozialdemokraten spielten – an-
ders als die Grünen – in seiner
Rede praktisch keine Rolle.

Bislang konnte die größte Op-
positionspartei in den Ländern
stets zulegen, wenn die Bundes-
regierung schwächelte. Doch die-
se politische Grundkonstante gilt
nicht mehr. Vom demoskopi-
schen Niedergang der schwarz-
gelben Truppe in Berlin profitie-
ren bislang vor allem die Grünen.
Mit jeder weiteren Umfrage
wächst bei der SPD nun die
Angst, die Partei könnte in im-
mer größeren Teilen der Re -
publik zur dritten Kraft hinter
Union, Grünen oder Linken de-
gradiert werden.

Kein Grund zur Panik, versi-
chert SPD-Chef Sigmar Gabriel,
wenn er auf das Debakel an -
gesprochen wird. Nach dem De-
saster der vergangenen Bundes-
tagswahl sei die SPD eine er-
schöpfte Partei, die nun einmal
Zeit brauche, sich zu erholen. Er
sei ausgesprochen zufrieden mit
dem Zustand der deutschen So-
zialdemokratie 14 Monate nach
der katastrophalen Wahlnieder-
lage, beteuert der Parteichef.
Der Glaube, man könne in kur-
zer Zeit wieder attraktiv für die
Wähler werden, sei schließlich
naiv.
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Die erschöpfte Partei
Nirgendwo zeigt sich der Niedergang der SPD so deutlich wie in den 

Ländern und Kommunen. Die Genossen vor Ort 
können kaum erkennen, wofür ihre Partei eigentlich noch steht.
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Parteichef Gabriel: Kein Grund zur Panik
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Genossen Hilbert, Sobek: „Wir sind echte Exoten“



Erodierte Basis

Aktuelle Sonntagsfragen 
und Veränderung gegenüber 
letztem Wahlergebnis:
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Landesregierungen unter Führung der SPD 

‣ Die SPD 
droht ihre 
absolute 
Mehrheit zu 
verlieren.

‣ Womöglich wird 
die SPD nur noch 
zweitstärkste Kraft 
hinter den Grünen

Zu den Pflichten eines Vorsitzenden
gehört es, seiner Partei Mut zu machen.
Und sei es mit Durchhalteparolen. Die
Genossen in der Provinz sind auf Zu-
spruch dringend angewiesen, denn nir-
gendwo zeigt sich der Niedergang der
SPD so deutlich wie in den Ländern und
Kommunen.

Und hier, im Kleinen, offenbart sich
schonungslos, was in der Partei schief-
läuft. Die mangelnde Standfestigkeit bei
mühsam gefundenen Positionen, die
wachsende Selbstgenügsamkeit, die Liebe
zu abgehobenen Debatten in internen Zir-
keln, die Neigung, lieber politisch korrekt
als kantig und klar sein zu wollen, und
schließlich das Hauptproblem: nicht er-
klären zu können, wofür die SPD noch
steht.

So wird in Baden-Württemberg heftig
über den Neubau des Stuttgarter Bahn-
hofs gestritten. Und die SPD? War lange
dafür, will jetzt das Volk entscheiden
 lassen und vermittelt inzwischen den Ein-
druck, nicht genau zu wissen, ob sie nun
ja oder nein sagen soll. So sehr ist der
weithin unbekannte Spitzenkandidat
Nils Schmid, 37, inzwischen in der De-
fensive, dass er sich zum Kummer der
Berliner Parteiführung sogar vorstellen
kann, nach der Landtagswahl im März
einen grünen Ministerpräsidenten
zu akzeptieren.

In der Weinstube Zur Traube
zückt Kassierer Kurt Schips seine
schwarz-rote Kladde und notiert or-
dentlich, wer gekommen ist zum
Stammtisch des SPD-Ortsvereins
Stuttgart-Süd & Kaltental. Vier Ge-
nossen sind es an diesem Abend, in-
klusive Schips. „Die SPD ist halt a
bissle out momentan“, findet die 69-jäh-
rige Helga Klein und nippt an ihrem Trol-
linger-Viertele.

Helga Klein und ihr Mann Albert, 73,
reden über die guten, alten Zeiten der
SPD, als Willy Brandt noch regierte. Al-
bert Klein war lange Jahre Vorsitzender
des Ortsvereins Kaltental. Bis der vor fünf
Jahren mit dem Nachbar-Ortsverein fu-
sionieren musste, weil es nur noch so we-
nig Mitglieder gab.

„Die SPD hatte es im Ländle ja nie
leicht“, seufzt Klein. Das liege auch an
„der inneren Zerrissenheit der Partei“. So
wie jetzt bei Stuttgart 21. Die Kleins sind
für den Bahnhofsbau, auch wenn sie in
manchen Punkten die Argumente der
Gegner verstehen. „Aber man muss als
Partei doch auch mal was durchziehen“,
sagt Klein, „Standhaftigkeit bedeutet
Glaubwürdigkeit.“

Wie aber soll eine Partei Standhaftig-
keit zeigen, die kurz nach ihrer Abwahl
begann, an den Beschlüssen zur Rente
und Hartz IV herumzuschrauben, die von
der Parteiführung gegen massiven Wider-
stand durchgesetzt worden waren? Für
die Rente mit 67 ist die SPD jetzt nur

noch unter der Bedingung, dass es genü-
gend Jobs gibt. Und niemand weiß, wie
lange die neue Linie noch gilt. Die Berli-
ner Zentrale ist ohnehin noch mit der
Fehleranalyse beschäftigt. „Wir haben in
der Regierungsverantwortung viele unse-
rer Stammwähler enttäuscht“, sagt Gene-
ralsekretärin Andrea Nahles, „wir werden
auch noch nicht genügend als die Kraft
der Erneuerung wahrge nommen.“

In ihrer Orientierungslosigkeit flüchten
sich die Genossen immer wieder in frucht-
loses Klein-Klein. Im Bundestag forderten
die Sozialdemokraten am vergangenen
Donnerstag in Antrag 17/3653 die Bun-
desregierung auf, „einen Regelungsvor-
schlag zur verpflichtenden Kennzeich-
nung, Registrierung und Kastration von
Katzen mit Freilauf und freilebenden Kat-
zen vorzulegen“.

In der sozialdemokratischen Diaspora,
in Bayern, versucht die Partei ihre Be-
deutungslosigkeit durch eine Flut von
Pressemitteilungen zu kompensieren. Da
loben sich dann Fraktionsmitglieder da-
für, dass sie Kosten für den Einsatz eines
Sprengstoffkommandos persönlich begli-
chen hätten. Die Aktion hatte der SPD-
Mann wegen eines absenderlosen Wein-
kartons vor seinem Nachbarhaus veran-
lasst.

Geht es um die relevanten politischen
Kampagnen, mit denen die regierende
CSU in Bedrängnis gebracht werden kann,
sind es stets die anderen, die den Ton an-
geben: die Grünen etwa mit ihrem Wider-
stand gegen die Olympischen Winterspie-

le 2018 in München und Garmisch-Parten-
kirchen oder die ÖDP, die das generelle
Rauchverbot in Bayern durchsetzte.

In manchen Landesverbänden kam
das politische Leben nach dem Wahl -
debakel vom September 2009 quasi zum
Stillstand, weil klare Vorgaben aus der
Parteispitze fehlten: „Wir hatten uns ver-
abredet, auf jeden Fall das Bild der Zer-
strittenheit zu vermeiden“, umschreibt
der hessische SPD-Vorsitzende Thorsten
Schäfer-Gümbel die Ruhe. Jetzt wolle er
„durchstarten“.

Zeit dafür wär’s. Gerade in Hessen 
war die SPD lange damit beschäftigt, in-
nere Risse zu kitten – eine Spätfolge 
der rot-rot-grünen Ypsilanti-Pleite von
2008. Hilflos suchen die verbliebenen
 Anhänger seither nach Wegen aus der
Krise. Besonders viel ist ihnen nicht ein-

gefallen: Der Parteibezirk Hessen-Süd
zum Beispiel gab seinen Ortsvereinen
schriftlich vor, Kandidaten bei der kom-
menden Kommunalwahl „sollten in der
Bevölkerung nicht nur bekannt sein, sie
müssen auch allgemeines Ansehen ge -
nießen“.

Zu viel Beliebtheit allerdings soll es
auch nicht sein – das käme bei Sozial -
demokraten an der Basis als gnadenlose
Selbstvermarktung an. „Mir haben einige
Genossen im Unterbezirk gesagt, wenn
ich für mich selbst Wahlkampf mache,
wäre ich unsolidarisch“, sagt der Frank-
furter Stadtverordnete Michael Paris, 55.

Er ist einer der beliebtesten Politiker
der Stadt, jede andere Partei würde ihn
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weit oben auf ihrer Liste platzieren. Nicht
so die SPD: Sie wies ihm für die Kommu-
nalwahl im kommenden März Platz 31
zu, hinter unbekannten Parteifreunden,
die dank Stadtteilproporz, Frauenquote
und Migrantenanteil an ihm vorbei nach
vorn rückten.

Weiter östlich wären die Genossen al-
lerdings schon froh, wenn sie überhaupt
genügend Kandidaten hätten. In Sachsen-
Anhalt, wo im März der Landtag gewählt
wird, muss die SPD zunehmend auf Par-
teilose zurückgreifen. Fast die Hälfte der
SPD-Bewerber hatte bei der vergangenen
Kommunalwahl kein Parteibuch. In
Naumburg an der Saale schaltete die SPD
sogar eine Art Kontaktanzeige im Lokal-
blatt, um Kandidaten zu finden: „Sie wol-
len aktiv politisch mitentscheiden? Sie
haben ein Herz für diese Stadt? Dann
werden Sie Stadtrat.“

Noch größer war die Not offenbar in
Sachsen. Landesparteichef Martin Dulig
hatte bei der vergangenen Kommunal-
wahl sogar seine Ehefrau auf die Wahllis-
te gesetzt. Außerdem die gerade volljäh-
rig gewordene Tochter und seinen 70 Jah-
re alten Vater. Es half nicht viel. Keiner
aus der Familie schaffte es in den Kreistag. 

„Die Lage ist schwierig“, sagt Wolfgang
Tiefensee. Er war früher als Leipziger
Oberbürgermeister eine Symbolfigur der
Ost-SPD, einige trauten ihm die Kanzler-
schaft zu, bevor er Bundesverkehrsminis-
ter wurde. Jetzt ist er ein Experte des
Niedergangs. „Die SPD darf nicht nur als
Partei für die Zaghaften und Enttäuschten
wahrgenommen werden“, mahnt er.

Vor allem müsste die Partei überhaupt
wieder wahrgenommen werden.

Jens Bullerjahn steht im Landratsamt
Stendal, er hat zum „Bürgergespräch“
eingeladen. Zwei Dutzend Zuhörer sind
gekommen, die meisten sind Rentner. Sie
tragen Strickjacken oder Filzjacketts. Sie

sitzen im Halbkreis auf Plastikstühlen
und blättern in der Lokalzeitung, wäh-
rend sie auf die Rede des Spitzenkandi-
daten warten. „Wir können den Jens doch
nicht ganz alleine lassen“, sagt eine ältere
Frau.

Vier Jahre lang hat die SPD in Sach-
sen-Anhalt mitregiert. Bullerjahn, das sa-
gen sogar seine Gegner, leistete als Fi-
nanzminister gute Arbeit. Doch richtig
gemerkt hat es außerhalb des Landtags
kaum einer. „Wir müssen unsere Politik
besser erklären“, verlangt Bullerjahn. Die
Zuhörer rutschen auf ihren Stühlen, man-
che unterdrücken ein Gähnen, in der letz-
ten Reihe ist ein Mann eingenickt. „Was
hat er gesagt? Wohin geht die Partei?“

Aktuelle Umfragen sehen die Sozial-
demokraten in Sachsen-Anhalt neun Pro-
zent hinter der CDU und auch hinter der
Linken. „Wir haben uns eingerichtet als
Nischenpartei“, sagt ein SPD-Mitglied re-
signiert. 

Woher die Trendwende kommen soll,
weiß niemand, auch nicht in Berlin, wo
Klaus Wowereit Stuttgarter Verhältnisse
fürchten muss. Gleich drei Großprojekte
erzürnen vor der Wahl zum Abgeordne-
tenhaus 2011 die Bürger: der neue Groß-
flughafen Schönefeld, ein geplanter Auto -
bahnbau und die Privatisierung ihrer
Wasserversorgung.

Alles Steilvorlagen für Renate Künast,
die neue Spitzenkandidatin der Grünen,
die schon Monate vor ihrer offiziellen
Kür zeitweise den Regierenden Bürger-
meister in Umfragen überholte. Um ihr
das Protestpotential nicht komplett zu
überlassen, entdeckt Wowereit plötzlich
seine Leidenschaft für die direkte Demo-
kratie und fordert selbst Referenden zu
Großprojekten.

Der Vorstoß überrascht Freund und
Feind, denn bisher war der Regierungs-
chef nicht als Verfechter direkter Demo-

kratie aufgefallen: Den Volksentscheid
zur Offenhaltung des Flughafens Tempel-
hof 2008 hatte er für „irrelevant“ erklärt,
die Offenlegung geheimer Wasserverträ-
ge als überflüssig. 

Dadurch bekommt es Wowereit mit
dem kompliziertesten der hausgemachten
SPD-Probleme zu tun: fehlender Glaub-
würdigkeit. „Das ist unsere offene Flan-
ke“, sagt ein SPD-Mann, der rund 400
Kilometer entfernt in Hessen ebenfalls
um sein Amt kämpft. Erich Pipa ist Land-
rat im Main-Kinzig-Kreis, im Frühjahr
will er wiedergewählt werden.

Am vorvergangenen Montag traf sich
Pipa mit etwa 70 Bürgern in Gelnhausen.
Er merkte schnell, dass er ihnen viele
SPD-Positionen nicht erklären konnte.
„Es passt halt einfach nicht zusammen,
wenn man einerseits Thilo Sarrazin un-
bedingt aus der Partei werfen will und
dann der Parteivorsitzende Gabriel selbst
verlangt, dass Integrationsverweigerer
hier nichts zu suchen hätten“, klagt Pipa.

Der 62-Jährige sitzt in seinem Land-
ratsbüro und fordert, dass die SPD sich
endlich wieder auf ihre Ur-Themen kon-
zentrieren müsse, Themen, bei denen sie
authentisch sei: Arbeit und Wirtschaft
zum Beispiel. Aber welche SPD-Politiker
stehen eigentlich noch für diese Themen?
„Gute Frage“, murmelt Pipa.

Dann bringt sein Referent die Entwürfe
für seine Wahlplakate ins Büro. Die
Grundfarbe ist nicht Rot, sondern
Schwarz, es gibt ein Pipa-Porträt darauf,
Pipas Namen und schlichte Slogans wie
„Für die Sicherung von Arbeitsplätzen“.

Nur eines gibt es auf den Plakaten
nicht: das Logo der SPD. 

MATTHIAS BARTSCH, ANDREA BRANDT, 
MARKUS DEGGERICH, MICHAEL FRÖHLINGSDORF,

CHRISTOPH HICKMANN, SIMONE KAISER, 
CONNY NEUMANN, MAXIMILIAN POPP, 

STEFFEN WINTER
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SPD-Wahlkämpfer Schmid, Pipa-Wahlplakat: Fehlende Glaubwürdigkeit als offene Flanke 


